
rios, der den einsamen Kampf dage­

gen im Kongreß durchhält...

Wahrer Gleichberechtigung 

stehen noch weitere Hindernisse ent­

gegen. Es gibt da speziell auf Regie­

rungsebene eine Tendenz, einige 

Frauen recht gönnerhaft in höhere 

Positionen zu hieven — als »Beweis« 

für erfolgte Gleichstellung. Aus dem­

selben Grund veranstaltet man dort 

auf besonderen Wunsch gelegentlich 

gruppendynamische Workshops.

Geschlechtsspezifische Un­

tersuchungen können dann von Nut­

zen sein, wenn sie besser als bisher 

verdeutlichen, was stärkere Integrati­
on von Frauen in öffentlichen Ämtern 

tatsächlich bewirkt.

Eine meiner Studentinnen 

stellte kürzlich ihre Dissertation vor, in 

der sie Nichtregierungsorganisatio­

nen (NROs) unter geschlechtsspezi­

fischem Aspekt untersucht hatte. Sie 

erarbeitete eine entsprechende Sta­

tistik, befaßte sich aber darüber hin­

aus mit den Lernprozessen, die bei 

den Verantwortlichen durch ein stär­

keres Bewußtsein für Gleichberechti­

gung mit allen dadurch ausgelösten 

Meinungsverschiedenheiten und 
Konflikten in Gang kamen.

Wir könnten ähnliche Unter­

suchungen im Blick auf Frauen in 

Regierungsämtern anstellen, indem 

wir beispielsweise Gesetzesentwürfe 

daraufhin überprüfen, inwieweit sie 

Gleichberechtigung implizieren. Ug- 

nayan ng Kababaihan sa Pulitika 

(UKP- Vereinigung der Frauen in der 

Politik) zitiert als Beispiel für die be­

grenzte politische Macht von Frauen 

die Einfügung einer »Vergebungs- 

Klausel« in das 1997 verabschiedete 

Gesetz gegen Verwaltigung. Die 

Klausel befreit einen Ehemann von 

strafrechtlicher Verfolgung, wenn die 

vergewaltigte Ehefrau ihm verzeiht.

Wenn ich mich an jenen le­

gislativen Streit richtig erinnere, dann 

stellte er doch wohl einen Kompromiß 
dar. Man wollte diejenigen mit der 

Gesetzgebung befaßten Männer be­

schwichtigen, die den Tatbestand 

»Vergewaltigung in der Ehe« als Be­

standteil des Eherechts generell 

energisch ablehnten.
Das »neue« Gesetz gegen 

Verwaltigung weist jedoch nicht nur 

wegen der »Vergebungsklausel« 

Mängel auf. Es hält auch das 

Schlupfloch des alten Gesetzes of­

fen, mit dessen Hilfe ein Vergewalti­

ger der Strafverfolgung durch Heirat
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des Opfers entgehen konnte. Von 

dieser Klausel hat ein Richter tat­

sächlich jüngst Gebrauch gemacht. 

Stolz präsentierte er sich den Medien 

gegenüber als Schlichter, der die 

Klage eines vergewaltigten Mäd­

chens als »Streit unter Liebenden« 

deklariert hatte. Er habe — so der 

Richter — den Mann zur Ehe überre­

den und dadurch den Fall zu einem 

glücklichen Ende führen können. Es 

befremdet mich, daß dieses dem Fall 

zugrunde liegende archaische und 

barbarische Relikt im »neuen« Gesetz 

beibehalten wurde.

Geschlechtsspezifische Un­

tersuchungen sollten nicht nur kritik­

würdige Worte und Taten, sondern 

auch Unterlassungssünden berück­

sichtigen. Während unser Land im­

mer mehr einer auf Konfrontation und 

brutale Gewalt ausgerichteten Politik 

anheimfällt, hüllen sich unsere Politi­

kerinnen anscheinend in Schweigen. 

Auch hier war es wieder ein Mann, 

Raul Roco, der vor Machismus

warnte.

Bei Frauen in politischen
Ämtern muß man auch auf deren

familiären Hintergrund achten. Denn 

was können wir zum Beispiel von sol­

chen Frauen erwarten, wenn sie wie 

so oft politisch einflußreichen Famili­

en angehören und nur deshalb ein 

Jahr lang im Amt sind, weil ihre Ehe­

männer nicht drei Jahre lang hinter­

einander im Amt sein dürfen?

Mit welchen Erwartungen

können wir in die Zukunft blicken? 

Das ist schwer zu sagen, aber ich 

denke, unser Land wird weiterhin eine 

leidvolle Zeit erleben, weil zu viele 
Männer und auch Frauen nachwach­

sen, die sich an der traditionell männ­

lichen Spielart von Politik orientieren. 

Wo — so möchte ich fragen — sind 

da die Frauen von Format, die in ver­

antwortlichen Positionen einen deutli­

chen Unterschied dazu erkennen las­
sen?

(INQUIRER, 9. und 11. März 1999;
Übersetzung: Klaus Schmidt. — Ge­

kürzter Text.)

Philippinen

US-Präsenz

P
räsident Estrada legte eine Nai­

vität hinsichtlich Inhalt und Be­

stimmungen des VFA, das den 

USA die Nutzung von landesweit 22 
Häfen gestattete und ihren Truppen ex­

traterritoriale Rechte garantierte, an den 

Tag, die selbst seinen Beratern pein­

lich war. Wörtlich hatte der Präsident 

gesagt: »Es ist doch gut für uns, einen 

Verbündeten, einen Supermacht-Part­

ner, zu haben; so wird ja unsere Si­

cherheit garantiert.« Sobald der Senat 

das VFA gebilligt habe, so Estrada 

weiter, würde »die US-Regierung mög­

licherweise zustimmen, (uns) später 

militärischen Beistand zu leisten.«

Nicht genug, daß der philip­

pinische Senat erst am 16. Septem­

ber 1991 der Verlängerung des ur­

sprünglichen Stützpunktabkommens 

(1947) seine Zustimmung verweigert 

hatte, was dazu führte, daß im Herbst 

1992 die letzten Gis aus den vormals 

größten außerhalb Nordamerikas be­

findlichen Militärstützpunkten Subic 

Naval Base und Clark Air Field abge­

zogen wurden. Estrada hatte eben­

falls vergessen, daß sein Land im 

Sinne seines Sicherheitskalküls be­

reits seit 1951 durch den Mutual De­

fense Treaty »geschützt« ist. Und 

selbst dieser gegenseitige Verteidi­

gungsvertrag sah zu keiner Zeit eine 

US-amerikanische Parteinahme in 

Landdisputen und Gebietsansprü­

chen vor, in die die Philippinen ver­

wickelt waren und noch sind.

In dem im November 1998 

vom Pentagon veröffentlichten 68sei- 
tigen Report The United States Secu­

rity Strategy for the East Asia-Pacific Re-

Der Autor ist Geschäftsführer der Stif­
tung für Kinder (Freiburg i.Br.), die seit 

einem Jahrzehnt schwerpunktmäßig 

in den Südphilippinen engagiert ist.

südostasien 1-2/99

Philippinen 81

durch die Hintertür?

von Rainer Werning

Am 27. Mai wurde das seit Januar 1998 geplante sogenannte Visiting For- 

ces Agreement (VFA) vom philippinischen Senat verabschiedet und somit 

die Bereitschaft der USA erhöht, dem Land bei der Bewältigung interner 
und sicherheitspolitischer Probleme behilflich zu sein. Letzteres beträfe 

vor allem die Auseindersetzung um die im Südchinesichen Meer gelegene 

Spratly-Inselgruppe, auf die u.a. auch die Philippinen und die VR China 

Ansprüche erheben.

gion heißt es dazu: »Die Vereinigten 

Staaten und China teilen viele globale 

und regionale Interessen. (...) beide 

haben ein Interesse daran, daß die 

regionale Stabilität im Interesse der 

fortgesetzten wirtschaftlichen Entwick­

lung Asiens erhalten bleibt. (...)

Wir (die USA und die VR China;

R.W.) kooperieren, wenn es dar­

um geht, vielfältigen nicht-kon­

ventionellen Bedrohungen der 

Sicherheit zu begegnen«. (S. 30f)

Die jährlichen bilateralen Ver­

teidigungsgespräche auf höch­

ster Ebene, die Unterzeichnung 

des gemeinsamen Military Ma­

ritime Consultative Agreement 

am 19. Januar 1998 und Wa­

shingtons löbliche Anerken­

nung des chinesischen Vertei­

digungs-Weißbuchs im August 

1998 thematisierten nicht ein­

mal den Spratly-Disput.
Bleibt also die innenpoliti­

sche Bedeutung des VFA, das von 
zahlreichen gesellschaftlichen Ver­
bänden, Nicht-Regierungsorganisa­

tionen, Frauengruppen und linken 

Parteien und selbst von der mächti­

gen Katholischen Bischofskonferenz 

der Philippinen in einer pastoralen 

Erklärung kritisiert wurde. Hauptpunk­

te dieser Kritik: Das VFA verletzte die 

Verfassung aus dem Jahre 1987, die 
ein Nukearwaffenverbot vorschreibt 

und die Lagerung solcher Waffen 

verbietet, doch nach Inkraftreten des 

VFA höchstwahrscheinlich an Bord 

anlandender US-Kriegsschiffe und - 

Kampfflugzeuge geführt würden, oh­

ne daß Manila darüber vorab auch 

nur informiert oder in Kenntnis ge­

setzt werden müßte. Der Nationale 

Vorsitzende der seit Jahren rührigen 

Nudear-Free Phi/ippines Coalition, 

Roland G. Simbulan, wies in diesem

Zusammenhang darauf hin, daß das 

Pentagon konkrete Pläne habe, in 

General Santos City und in der 

Sarangani-Bucht (auf Mindanao) US- 

Kriegsmaterial zu lagern, wo bereits 

eine entsprechende Hafen- und

Flughafenerweiterung mit finanzieller 
Unterstützung der USAID (US- 

Behörde für internationale Entwick­

lung) durchgeführt worden ist.

In einer aufrüttelnden Rede vor 

dem gemeinsamen Senatsausschuß 

für Auswärtige Angelegenheiten und 

Nationale Sicherheitsbelange am 11. 

März mahnte der irische Priester Shay 

Cullen die Senatorinnen, dem VFA auf 

keinen Fall zuzustimmen. Der streit­

bare Cullen, seit 30 Jahren in den 

Philippinen lebend, hat sich auch in­

ternational mit der Rehabilitation miß­

handelter Frauen und Kinder ein Re­

nommee erworben, indem sich das 

von ihm und seinem Team geleitete 

PREDA-Zentrum in Olongapo City, wo 

im nahegelegenen Subic die 7. US- 

Flotte einst ihren größten Stützpunkt 

unterhielt, intensiv der therapeutischen 
Behandlung der Opfer widmen und 

ihnen zu einkommenschaffende Maß­

nahmen verhelfen. »Hier sind Kinder 

bereits als Fünfjährige«, so Cullen, »sy­

stematisch mißbraucht und in das Sex­

business gezwungen worden. Wenn 

schon jedweder Respekt und die Wür­

de dieser Kinder mit Füßen getreten 

wurde, als es permanente Mili­

tärbasen gab und deren Fami­

lienmitglieder nachziehen konn­

ten und Promiskuität sich ver­

gleichsweise in Grenzen hielt, 

wird sich die Situation im Rah­

men des VFA noch verschlim­

mern. Keiner weiß, wie lange 

sich dann US-amerikanische Sol­

daten im Lande aufhalten. Da­

mit wachsen die Chancen, daß 

sie noch massiver als früher 

das >Gastrecht< mißbrauchen. 

| Ganz zu schweigen davon, daß 

a sie sich im Falle begangener 

Straftaten nicht etwa in den 

Philippinen, sondern gegenüber 

der US-amerikanischen Militärgerichts­

barkeit zu verantworten hätten.«

Die Befürworterinnen des VFA 

verweisen neben dem von Präsident 

Estrada bemühten Argument auf die 

Eindämmung möglicher interner Kon­

flikte mithilfe der USA. Im Klartext: Soll­

te beispielsweise auf Mindanao die 

»Subversion« zunehmen oder Sezes­

sionsforderungen die territoriale Sou­

veränität der Republik der Philippinen 

bedrohen, könnten dann auch US- 

amerikanische Kontingente in Kampf­

handlungen einbezogen werden. Und 

gerade auf Mindanao gibt es gewich­

tige Stimmen und einflußreiche Kreise 

von Politikerinnen, Großgrundbesitze­

rinnen und Geschäftsleuten, die just 

für diese Eventualität ganz offen in Pe­

titionen Front machen.
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